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Drucksache VI/ 1525 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

1. Abgeordneter Welche Personen, Vereinigungen oder Publi- 
Ott kationsmittel hatte der Herr Bundeskanzler 

gemeint, als er auf dem Schriftstellerkongreß 
am 21. November 1970 in Stuttgart erklärte, 
daß „Demagogen bekannter Machart unab- 
lässig Verleumdung und Hetze gegen seine 
Friedenspolitik zu setzen begonnen haben"? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


2. Abgeordneter Liegen dem Bundesjustizminister jüngste Er- 
Erhard fahrungsberichte auf Grund konkreter Unter- 

(Bad Schwalbach) suchungen an Ort und Stelle vor, über Folgen 
der strafrechtlichen Freigabe der Pornographie 
in Schweden? 


3, Abgeordneter Wenn die Frage 2 mit ja beantwortet wer- 

Erhard den sollte: Ist der Minister bereit, dieses Ma- 

(Bad Schwalbach) terial dem Deutschen Bundestag zugänglich 
zu machen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


4. Abgeordneter Auf welche Weise bemüht sich die Bundes- 

Dr, Haack regierung, das Interesse für die Probleme des 

geteilten Deutschland in den Schulen der Bun- 
desrepublik Deutschland zu wecken? 

5. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Berliner CDU-Wochen- 

Walkhoff Zeitschrift „Berliner Rundschau" aus Mitteln 

des Etats des Bundesministeriums für inner- 
deutsche Beziehungen finanziert wird? 
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Gesciiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


6. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesaußenminister, wie 

Dr. M arx im Bulletin vom 21. Oktober 1970 behauptet 

(Kaiserslautern) wird, am 17. Oktober 1970 ausgeführt hat: 

„Es hat in den vergangenen Jahren zahlreiche. 
Hindernisse gegeben, die einem zügigen Aus- 
bau zur westeuropäischen Integration immer 
wieder im Wege standen. Es gab künstliche 
und natürliche Hindernisse. Zu den künstli- 
chen gehörte zweifellos die Deutschland- und 
Ostpolitik früherer Bundesregierungen. Denn 
solange die Bundesrepublik Deutschland nicht 
bereit war, in ihrer Außen- und Ostpolitik 
vom territorialen Status quo in Europa aus- 
zugehen, miißten unsere westlichen Freunde 
befürchten, bei der Bildung einer politischen 
Union unter Beteiligung der Bundesrepublik 
Deutschland auch deren besonderes Span- 
nungsverhältnis zu den Staaten Osteuropas 
mitübemehmen zu müssen und somit ihre 
eigene Sicherheit zu gefährden."? 

7. Abgeordneter Was hat der Bundesaußenminister in seiner 

Reddemann beim außerordentlichen Parteitag der FDP ge- 

haltenen und im offiziellen Bulletin der Bun- 
desregierung am 21. Oktober 1970 abgedruck- 
ten Rede konkret gemeint, als er, den deutsch- 
sowjetischen Vertrag erklärend, behauptete: 
„Angesichts der gezielten Falschinformationen 
über das Moskauer Abkommen und der Fehl- 
interpietationen einzelner Vertragsbestim- 
mungen . . ."? 

Ist der Bundesaußenminister bereit, seine spe- 
zifische Geschichtsbetrachtung (Rede vom 17. 
Oktober 1970) : „Zum ersten Mal seit der Grün- 
dung des Zweiten Deutschen Reiches im Jahre 
1871 wird in einem deutschen Staat eine Aus- 
senpolitik gemacht, die die Völker Europas in 
Ost und West gleichermaßen als vernünftig 
und konstruktiv werten," zu erläutern? 

9. Abgeordneter Wieso formuliert der Bundesaußenminister in 
Wohlrabe seiner Rede vom 17, Oktober 1970: „Die 

Rechte und Verantwortlichkeiten der vier 
Mächte in Bezug auf Berlin und Deutschland 
als Ganzes werden durch diesen Vertrag nicht 
berührt", während er laut deutscher Note an 
die drei alliierten Mächte vom 7. August 1970 
dem sowjetischen Außenminister offiziell er- 
klärt hat: „Die Frage der Rechte der vier 
Mächte steht in einem Zusammenhang mit 
dem Vertrag . . ."? 

Wie begründet der Bundes außenmini ster sein 
Urteil, das er in seiner Parteitagsrede am 
17, Oktober 1970 über frühere Regierungen 
abgegeben hat, wonach „unsere Freunde im 


10. Abgeordneter 
Kiep 


8. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 
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11. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 


12. Abgeordneter 
Breidbach 


13. Abgeordneter 
Wohlrabe 


14. Abgeordneter 
Dr. Klepscii 


15. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 


16. Abgeordneter 
Rollmann 


Westen . . . daran gewöhnt waren, daß Bonn 
lange Zeit hindurch es ängstlich vermied, zur 
westlichen Entspannungspolitik einen eigenen 
Beitrag zu liefern" ? 

Welchen Anlaß hat der Bundesaußenminister 
zu seiner Behauptung (Bulletin vom 21. Okto- 
ber 1970): „Mir scheint, daß starke Kräfte in 
unserer parlamentarischen Opposition vor die- 
ser europäischen Verantwortung der Bundes- 
republik Deutschland zurückschrecken" ? 


Hat der Bundesaußenminister in seiner Be- 
hauptung über die geänderte sowjetische Pro- 
paganda, „Der Ton ist anders, die Kritik an 
der Bundesrepublik Deutschland sachlicher ge- 
worden, gemeinsame Interessen werden her- 
ausgestellt, das Trennende tritt zurück" die 
schweren Angriffe gegen die CDU/CSU außer 
acht gelassen (siehe Bulletin vom 12. Oktober 
1970)? 


Welche geschichtliche Kenntnis hat es dem 
Bundesaußenminister möglich gemacht, in sei- 
ner Rede vor dem Außerordentlichen Parteitag 
der FDP (siehe Bulletin der Bundesregierung 
vom 21. Oktober 1970) folgende Feststellung 
zu treffen: „Das Moskauer Abkommen hat 
zum ersten Mal nach 1949 annehmbare Zwi- 
schenregelimgen für Berlin bis zur endgültigen 
Regelung der deutschen Frage zum ernsthaften 
Gesprächsgegenstand gemacht" ? 


Welche objektiven politischen Einsichten er- 
lauben es dem Bundesaußenminister, in seiner 
Rede vom 17. Oktober 1970 zu behaupten: 
„Unsere Verantwortung für die Erhaltung und 
Sicherimg des europäischen Friedens wächst. 
. . . diese Verantwortung (hatten wir natür- 
lich) schon immer, wir haben sie nur nicht oder 
doch nicht in ausreichendem Maße wahrge- 
nommen."? 

Welche Bestimmungen des deutsch-sowjeti- 
schen Vertrages hatte der Bundesaußenmini- 
ster im Auge, wenn er in seiner Parteitagsrede 
vom 17. Oktober 1970 (siehe Bulletin Nr. 142) 
behauptet: „Moskaus Verzicht auf seinen 
angeblichen oder tatsächlichen einseitigen 
Rechtsanspruch gegenüber der Bundesrepu- 
blik Deutschland . . ."? 

Hat die Bundesregierung in den von ihr para- 
phierten Warschauer Vertrag die im Potsda- 
mer Abkommen festgelegte Oder-Neiße-Linie 
oder die über das Postdamer Abkommen hin- 
aus zum Nachteil Deutschlands veränderte 
„Quasi-Oder-Neiße-Linie" als polnische West- 
grenze festgelegt? 
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17. Abgeordneter 
Rcllmann 


18. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


19. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunseil weig) 


20. Abgeordneter 
Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


21. Abgeordneter 
Freiherr 
von Firchs 


22. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 


Hat die Bundesregierung bei ihren nach ihren 
Angaben sorgfältig vorbereiteten und geführ- 
ten Verhandlungen über den Warschauer Ver- 
trag vielleicht übersehen, daß im Widerspruch 
zum Potsdamer Abkommen später noch ein 
umfangreiches Gebiet um Stettin westlich der 
Oder unter polnische Verwaltung gestellt wor- 
den ist? 

Welche Übersicht besteht bei der Bundesre- 
gierung über den realen Besitzstand deutscher 
Bürger, Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
Kapitalgesellschaften und sonstiger Einrich- 
tungen in den von Polen verwalteten deut- 
schen Ostgebieten? 

Ist die Bundesregierung in der Lage, eine 
statistische Aufstellung über diesen Besitz- 
stand nach dem jetzt gegebenen Einheitswert 
zu geben? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Zentral- 
stelle für das Auslands Schulwesen personell so 
auszustatten, daß sie die bereits begonnene 
Erarbeitung eines Unterrichtswerkes für nicht- 
deutschsprachige Schüler an den deutschen 
Schulen im Ausland schneller als bisher vor- 
antreiben und den Auslands schulen dieses zur 
Erfüllung ihres zentralen Unterrichts auf träges 
wichtige Hilfsmittel möglichst bald zur Ver- 
fügung stellen kann? 

Ist es richtig, daß der „Geist des Vertrages" 
sie zu einer der von polnischer Seite geäußer- 
ten Maßnahmen im Falle, daß der Vertrag 
ratifiziert wird, verpflichtet, wie der „Welt"- 
Korrespondent am 19. November 1970 nach 
Gesprächen mit maßgeblichen Stellen und Per- 
sonen berichtet: „Klar ist nur eines: Polen 
erwartet, daß die Bundesregierung nach der 
Unterzeichnung und späteren Ratifizierung 
der deutsch-polnischen Vereinbarungen zu- 
nächst einmal den ,Geist des Vertrages' in die 
Tat umsetzt. Was das bedeutet, kann man in 
Warschau ebenso hören wie in Breslau: Die 
Oder-Neiße-Grenze soll in der Bundesrepu- 
blik künftig von niemandem mehr in Frage 
gestellt werden können. Das gilt nach polni- 
scher Ansicht für Schulbücher wie für Atlan- 
ten, Kalender, Eisenbahnkarten, andere Ver- 
öffentlichungen und auch für Vertriebenen- 
veranstaltungen. Andernfalls will Polen darauf 
pochen, daß der Geist des Vertrages verletzt 
sei."? 

Welche Schritte unternimmt die Bundesregie- 
rung, um von ihrer Auffassung, wozu der 
Warschauer Vertrag sie zwingen würde, damit 
er auch von polnisdier Seite als erfüllt akzep- 
tiert wird, abweichende Äußerungen aus Polen 
für die polnische und deutsche Öffentlichkeit 
richtig zu stellen? 
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23. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung bekannt, daß die 

Matthöfer griechische Regierung dem in der Bundesre- 

publik Deutschland lebenden griechischen 
Staatsangehörigen Pavlos Bakojannis, der bei 
einer deutschen Rundfunk ans talt als Journa- 
list tätig ist, den Reisepaß entzogen hat? 

24. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit 

Matthöfer eines Zusammenhangs zwischen dieser Paß- 

entziehung und einer neuen Gesetzes Verord- 
nung der Athener Regierung, nach der die 
Verbreitung von Nachrichten und „Gerüchten", 
die von ihr als falsch bezeichnet werden, künf- 
tig auch dann verfolgt werden können, wenn 
sie von Griechen oder Ausländern im Ausland 
erfolgten? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


25. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung die Dauer des 

Breidbadi zivilen Ersatzdienstes dadurch praktisch um 

drei Monate zu verlängern, deiß im Anschluß 
an den Ersatzdienst sofort eine dreimonatige 
Übung abzuleisten ist? 

26. Abgeordneter Auf welchen Grundsätzen beruht der Beschluß 

Dr. Schober der Bundesanstalt für Arbeit, künftig Konzes- 

sionen an Bühnenvermittler nicht mehr zu 
vergeben, und wurde dieser Beschluß nach 
Anhörung der betroffenen Bühnenschauspieler 
und -musiker und unter Berücksichtigung ihrer 
Argumente getroffen? 

Hat die Bundesregierung die Absicht, nach- 
dem sich die Haushaltslage gegenüber den 
Jahren 1967 und 1968 wieder wesentlich ge- 
bessert hat, dem Deutschen Bundestag einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem die ur- 
sprüngliche Fassung des Mutterschutzgesetzes 
vom 24. August 1965 einschließlich der dazu- 
gehörigen Paragraphen 200 a bis 200 d RVO 
wiederhergestellt wird, zumal dies im Falle 
des ebenfalls mit dem Finanzänderungsgesetz 
1967 eingeführten 2Voigen Krankenversiche- 
rungsbeitrages der Rentner bereits geschehen 


28. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß die Bimdes- 
Maucher regierung entsprechend der Regierungserklä- 

rung einen Änderungsentwurf (Strukturände- 
rung) zum Bundes Versorgungsgesetz für die 
Kriegsopferversorgung vorlegt? 


27. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
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29. Abgeordneter Ist damit zu redmen, daß die Bundesregierung 

Maudier entsprediend den Vorsdilägen der Kriegs- 

opferverbände (z. B. des VdK Deutschlands) 
ein Sofortprogramm vorlegt, um die Nachteile, 
die sich auf Grund der immer schneller voran- 
schreitenden Teuerung für die Kriegsopfer er- 
geben, und die Nachteile, die sich durch die zu 
geringe Erhöhimg bei der Anpassung und der 
verschiedenen Auswirkungen beim Berufs- 
schäden und Schadensausgleich ergeben, eini- 
germaßen auszugleichen? 

30. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung nicht eine Schädi- 

Varelmann gung der Rentenversicherungsträger durch 

Bund, Länder und Gemeinden darin, daß die 
Nachentrichtung von Beiträgen für die infolge 
disziplinarischer Maßnahmen ausgeschiedenen 
Beamten erst beim Eintritt des Versicherungs- 
falles erfolgt? 

31. Abgeordneter Nachdem der Beitrag in dem vorgenannten 

Varelmann Fall nicht gezahlt wird, wenn durch vorzeiti- 

gen Tod ein Rentenanspruch entfällt, frage ich, 
ob dieser Zustand nicht im krassen Gegensatz 
zu allen sonstigen in der Sozialversichenmg 
geltenden Grundsätzen steht? 

32. Abgeordnete Liegt der Bundesregierung bereits ein Ergeb- 
Frau Lauterbach nis der von der Sachverständigenkommission 

durchgeführten Untersuchung über die Sicher- 
stellimg der ärztlichen und zahnärztlichen Ver- 
sorgung insbesondere der Landbevölkerung 
vor, imd was haben die zum gleichen Thema 
geführten Gespräche mit den zuständigen Re- 
ferenten der Arbeitsminister der Länder erge- 
ben? 

33. Abgeordneter Hält es die Bundesregierimg nicht auch für 

Meister geboten, die Frage des rückläufigen Bevölke- 

rungswachstums einmal im Zusammenhang 
einer gesicherten Altersversorgung durch die 
Versicherungsanstalten zu sehen und frühzei- 
tig Folgerungen zu ziehen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 


34. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Jung rung, die für den Flugplatz Zweibrücken- 

Rimschweiler vorgesehenen stationären Lärm- 
schutzmaßnahmen früher als in dem vom Bun- 
desminister der Verteidigung ursprünglich 
vorgesehenen Zeitraum durchzuführen? 
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35. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, den „Haar- 

Jung und Barterlaß" für den Bereich der Bundes- 

wehr in Form einer für Soldaten und Vorge- 
setzte in gleicher Weise allgemein verständ- 
lichen, klaren Richtlinie — ähnlich wie im 
Bereich des Bundesministers des Innern — zu 
konkretisieren? 

36. Abgeordneter Trifft es zu, daß bei der Reform der Offiziers- 

Pawelczyk ausbildung der Erwerbung zivilberuflicher Be- 

fähigung Vorrang vor der militärischen ein- 
geräumt werden soll? 

37. Abgeordneter Trifft es zu, daß nach der neuen Ausbildungs- 

Pawelczyk konzeption die politische Selbständigkeit der 

Offiziere dergestalt gestärkt werden soll, daß 
Ungehorsam in bestimmten Fällen straffrei 
bleibt? 

38. Abgeordneter In welchen Größenordnungen hat der Bundes- 

Zebisch minister der Verteidigung den mittelständi- 

schen und handwerklichen Betrieben durch 
entsprechende Auftragsbeteiligungen gehol- 
fen, und in welchen Größenordnungen plant 
er in Zukunft kleinere, mittlere und handwerk- 
liche Unternehmen direkt oder durch Aufla- 
gen für Groß auf tragnehmer durch Teilhabe an 
Beschaffungen und Aufträgen der Bundeswehr 
zu beteiligen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

39. Abgeo^’dnete Welche konkreten Ziele — in Konsequenz der 
Frau Dr. Walz allgemeinen Zielsetzungen des Bildungsbe- 
richts — verfolgt die Bundesregierung im Be- 
reich der Erwachsenenbildung? 

40. Abgeordnete Wie begründet die Bundesregierung ihre Ent- 
Frau Dr. Walz scheidimg, Tests als eine Möglichkeit der ge- 
rechteren Auswahl bei gegebenen Zulassimgs- 
beschränkungen aus dem Referentenentwurf 
für ein Hochschulrahmengesetz des Bundes zu 
streichen, obwohl solche Tests sowohl in den 
14 Thesen zum Hochschulrahmengesetz als 
auch im Bildungsbericht der Bundesregierung 
ins Auge gefaßt worden waren? 

41. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Absicht 

Dr. Riedl von Frau Staatssekretärin Dr. Hamm-Brüche r, 

(München) ihre Dienstaufgaben künftig im Wege der 

Teilzeitbeschäftigung zu erledigen? 

42. Abgeordneter Hat sich erst seit den letzten Wahlen zum 

Dr. Riedl Bayerischen Landtag und insbesondere seit 

(München) dem Zeitpunkt, von dem an feststand, daß die 

FDP wieder in den Bayerischen Landtag ein- 
ziehen wird, gezeigt, daß die Aufgaben des 
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beamteten Staatssekretärs im Bundesministe- 
rium für Bildung und Wissenschaft auch im 
Wege der Teilzeitbeschäftigung erledigt wer- 
den können, oder war diese Möglichkeit schon 
früher zu erkennen? 

43. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung für den Fall, 
Dr. Althammer daß Frau Staatssekretärin Dr. Hamm-Brücher 
ihre Amtsgeschäfte künftig im Rahmen einer 
Teilzeitbeschäftigung auszuüben gedenkt, ei- 
nen weiteren beamteten Staatssekretär im 
Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft zu ernennen? 


44. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Frage, 
Dr. Althammer ob auch die von beamteten Staatssekretären 
in anderen Bundesministerien wahrzunehmen- 
den Dienstaufgaben im Wege der Teilzeitbe- 
schäftigung erledigt werden können? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


45. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


46. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


47. Abgeordneter 
Storm 


48. Abgeordneter 
Storm 


Welche Erfahrungen sind bis jetzt mit dem 
vom Deutschen Bundestag am 19. Juni 1970 
beschlossenen Gesetz zur Änderung des 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes ge- 
sammelt worden? 

Kann die Bundesregierung die Klagen vieler 
Betroffener bestätigen, daß die ausführenden 
Behörden, im Gegensatz zu dem vom Deut- 
schen Bundestag einstimmig verabschiedeten 
Entschließungsantrag, in der Regel immer noch 
mehr als fünf Jahre Einleben in der Bundes- 
republik Deutschland als Voraussetzung für 
die Einbürgerung ansehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, dem nachste- 
henden Vorschlag zu folgen, nämlich eine 
zentrale deutsche Kinemathek aufzubauen mit 
dem Ziel, historisches, gegenwärtiges und zu- 
künftiges Filmmaterial zu sichern, und um der 
gegenwärtigen Zersplitterung im Filmarchiv- 
wesen — z, B. Bundesarchiv, Gesamtdeutsches 
Institut, Stadtarchiv, Privatarchiv — entgegen 
zu wirken und die daraus erwachsenden 
Nachteile für die Zukunft zu vermeiden? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung heute, eine systematische Erfassung der 
im Ausland — besonders in den USA, Frank- 
reich, England und der UdSSR — befindlichen 
Filmmaterialien durchzuführen und die nach 
dem 2. Weltkrieg beschlagnahmten deutschen 
Filmdokumente in die Bundesrepublik 
Deutschland zurückzuführen, um sie deutschen 
Stellen zugänglich zu machen? 
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49. Abgeordneter 
Dr. Müller 
(Mündien) 


50. Abgeordneter 
Hansen 

51. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 


52. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 


53. Abgeordneter 

Zebisdi 


54. Abgeordneter 
Pieroth 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Teil- 
nahme an staatspolitischen Bildungsveranstal- 
tungen, die von zuständigen Bundesbehörden 
als förderungswürdig anerkannt wurden, durch 
eine andere Entscheidung von Landesbehör- 
den, die unabhängig von Bundesbehörden 
auf Grund eigener Prüfung entscheiden, ob 
Urlaub gewährt werden kann, verhindert 
wird? 

In welchen Bundesministerien werden welche 
Teilbereiche des Umweltschutzes bearbeitet? 

Welche konkreten Hilfsmaßnahmen mit wel- 
chem finanziellen Aufwand hat die Bundes- 
regierung bisher für die Folgen der Flutkata- 
strophe in Ostpakistan veranlaßt? 

Wie hoch werden sich damit bis zum Jahres- 
ende 1970 die finanziellen Leistungen der 
Bundesregierung für humanitäre und andere 
sofortige Hilfsmaßnahmen im Ausland anläß- 
lich solcher und ähnlicher Katastrophen be- 
messen? 

Ist der Bundesregierung die weitere Einsatz- 
planung der rechtsradikalen Aktion Wider- 
stand bekannt, und wird sie in Zusammenar- 
beit mit den Ländern und Kommunen dafür 
sorgen, daß sich neonazistischer Terror wie in 
Würzburg nicht noch einmal unbehindert aus- 
toben kann? 

Wann ist mit einem Ergebnis der Beratungen 
der Bundesregierung über Maßnahmen zu- 
gunsten der vertriebenen und geflüchteten 
Müller („Ostmüller") zu rechnen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


55. Abgeordneter Gibt es auf Bundes-, Landes- oder Kommu- 

Sdiwabe nal ebene Steuerarten, deren Ertrag so mini- 

mal ist, daß er weitgehend von den amtlichen 
Bearbeitungskosten aufgebraucht wird? 


56. Abgeordneter Falls die vorstehende Frage verneint wird: 

Schwabe Bei welchen Steuern oder steuerähnlichen Ab- 

gaben ist der der öffentlichen Hand verblei- 
bende Ertrag nach Abzug aller Unkosten be- 
sonders gering? 


57. Abgeordneter 
Hansen 

förderungswürdig anerkannter Verbände und 
Vereine vorzulegen? 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Parlament 
bzw., den zuständigen Ausschüssen ein Ver- 
zeichnis aller im Sinne des Steuerrechts als 
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58. Abgeordneter Erscheint der Bundesregieurng die Einführung 

Dr. Hauser einer speziellen Sparförderung zur Altersvor- 

(Sasbach) sorge entsprechend dem bisherigen Prämien- 

und Bausparen erwägenswert, um insbeson- 
dere den älteren Sparer in den letzten Jahren 
seiner aktiven Berufszeit zu einer eigenen 
Leistung anzuregen, die ihm später beispiels- 
weise die finanzielle Grundlage für einen 
Dauerplatz in einem Altersheim sichern hilft, 
wenn die zu erwartende Rente nicht ausreicht, 
den eigenen Kostenbeitrag für den Platz in 
einem solchen Heim abzudecken? 

59. Abgeordneter Was hat Bundesfinanzminister Möller bei sei- 

Niegel ner Tischrede am 6. Mai 1970 in Bern anläßlich 

der dortigen Revisionsverhandlungen, an 
denen Vertreter des Schweizerischen Auswär- 
tigen Amts, Vertreter der Deutschen Botschaft 
und die beiden Verhandlungsdelegationen 
teilgenommen haben, gemeint, als er sagte, 
seit Oktober 1969 habe sich ein wesentlicher 
Einschnitt in der politischen Entwicklung der 
Bundesrepublik Deutschland vollzogen, da die 
derzeitige Bundesregierung die erste Nach- 
kriegsregierung sei, die nicht von der Nazi- 
Vergangenheit belastet sei? 


Gesciiäftsbereicii des Bundesministers für Wirtschaft 


60. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit — um einen 
Dr. Arndt freien Welthandel offensiv zu sichern, um die 

(Berlin) amerikanische Wirtschaftspolitik zu entlasten, 

um Mißtrauen in die Handels- und in die Er- 
weiterungspolitik der EWG zu entkräften, um 
die Stabilitätsziele des 3. Programms für die 
mittelfristige Wirtschaftspolitik der EWG zu 
verwirklichen — , den Mitgliedstaaten und/ 
oder der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften vorzuschlagen, unverzüglich 
wichtige Außenzölle der EWG autonom, also 
zusätzlich und unabhängig von bisherigen und 
künftigen mehrseitigen Vereinbarungen, zu 
senken und auf jedwede weitere Erschwerung 
der Agrarimporte aus Drittländern, darunter 
auch den USA, definitiv und endgültig zu ver- 
zichten? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Mitglied- 
staaten und/oder der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften vorzuschlagen, un- 
verzüglich Verfahren zur gemeinsamen Ver- 
änderung der Dollarparität wichtiger euro- 
päischer Währungen zu vereinbaren? 

62. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in der Aufforderung 
Baier eines Werbeprospekts für den Erwerb von 

Grundbesitz im Tessin, der im TEE „Rhein- 
gold" zur Verteilung gelangt, und in welchem 


61. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Berlin) 
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es heißt; „Bringen Sie Ihr Geld in Sicher- 
heit . . . Schützen Sie Ihr Kapital vor weiterer 
Entwertung" eine zeit- und sachgemäße Infor- 
mation? 


63. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 


Hält die Bundesregierung an der im Presse- 
dienst des Bimdesministeriums für Wirtschaft 
vom 15. Mai 1970 wiedergegebenen Ansicht 
fest, daß die „Stickstoff Industrie einen begrüs- 
senden Beitrag zur Stabilisierung des Preis- 
niveaus geleistet" hat, nachdem die Inlands- 
preise für Stickstoffdünger auf breiter Front 
— zum Teil um mehr als llVo — gestiegen 
sind? 


64. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß das 
Marktverhalten der deutschen und europäi- 
schen Stickstoffindustrie angesichts der Über- 
produktion, der gespaltenen Preise und des 
fehlenden Wettbewerbs mit dem deutschen 
Kartellrecht und mit dem Vertrag von Rom in 
Einklang steht? 


65. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Erpenbeck Vereinigte Bausparkassen A. G. in Hannover 

in Finanzschwierigkeiten geraten ist und die 
Spargelder zahlreicher Bausparer ernstlich ge- 
fährdet sind? 


66. Abgeoidneter Wie ist es zu erklären, daß das Bundesaui- 
Erpenbeck sichtsamt nicht rechtzeitig Maßnahmen ergrif- 

fen hat, die geeignet waren, die Illiquidität 
der Bausparkasse zu verhindern? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Ernähningt 
Landwirtschaft und Forsten 


67. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung, auf Grund der 
Dasch gestiegenen Baukosten die Gesamtfinanzie- 

rung landwirtschaftlicher Aussiedlungsbetrie- 
be durch zusätzliche Mittel zu verbessern? 


68. Abgeordneter Bedeutet die Antwort des Parlamentarischen 
Kiechle Staatssekretärs des Bimdesministeriums für 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom 
3. Dezember 1970 in der Fragestunde des 
Deutschen Bundestages auf die Frage 60 
— Drucksache VI/1480 — , dciß in der AOK 
oder Landkrankenkasse freiwillig versicherte 
landwirtschaftliche Unternehmer bei der Er- 
richtung einer berufsständischen Pflichtversi- 
cherungseinrichtung dort ausscheiden und in 
diese eintreten müssen? 
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69. Abgeordneter Welche auf demokratische und geheime Wah- 

Kiechle len bezogene Basis gibt der AGV das Recht, 

generell für alle Verbraucher zu sprechen, und 
welche finanziellen Mittel stehen der AGV 
neben den staatlichen Subventionen aus eige- 
nen Mitgliedsbeiträgen zur Verfügung? 

70. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 

Niegel nehmen, um den eingetretenen und sich weiter 

fortsetzenden Preisverfall auf den Schlacht- 
schweinemärkten aufzuhalten? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


71. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr, Schmitt- rung, die Lebensmitteldatierungen für den 

Vockenhausen Verbraucher zu verbessern? 

72. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die ärzt- 

Härzschel liehe und zahnärztliche Versorgung der Bevöl- 

kerung in der Bimdesrepublik Deutschland, 
und entspricht die Zahl der Studierenden dem 
zukünftigen Bedarf? 

73. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß in 
Frau Dr. Orth Schleswig-Holstein eine Anzahl von Schülern, 

nämlich die, die nach erfolgreichem Besuch der 
Mittelschule in die Selekta eines Gymnasiums 
überwechseln, nicht in den Genuß der Bei- 
hilfe durch das Ausbildungsförderungsgesetz 
kommt, weil sie sich an der neuen Schule noch 
im zehnten Schuljahr befinden, aber tatsächlich 
schon im elften Schuljahr sind, und wie ge- 
denkt die Bundesregierung die Benachteiligung 
derjenigen zu beseitigen, die doch am ehesten 
in den Genuß dieser Beihilfe körnen müßten, 
weil sie den zweiten Bildungsweg eingeschla- 
gen haben? 

74. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Härzschel die Lücken in der ärztlichen Versorgung im 

ländlichen Bereich zu schließen? 

75. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den rapi- 

Burger den Rückgang des Geburtenüberschusses von 

53 000 im dritten Vierteljahr 1969 auf 32 000 
im gleichen Zeitraum dieses Jahres? 

76. Abgeordneter Fühlt sich die Bunde sregierimg gedrängt, an- 

Burger gemessene Kindergeldleistungen auch imter 

dem Aspekt einer vernünftigen Bevölkerungs- 
politik zu sehen, wenngleich der Rückgang des 
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Geburtenüberschusses zwar einige Gegen- 
wartsprobleme wie Kindergartenplätze, Schul- 
bauten, Kindergeldleistungen und anderes fi- 
nanziell etwas entspannt, für die fernere Zu- 
kunft jedoch wegen der sich verschlechternden 
Erwerbsquoten und der steigenden Verpflich- 
tungen für Renten und Pensionen die Proble- 
me staut? 


77. Abgeordnete Zu welchen Maßnahmen haben die Gespräche 
Frau Lauterbach zwischen der Bundesregierung und den für das 
Gesundheitswesen zuständigen Ministern der 
Länder sowie der Bundesärztekammer geführt, 
um einen ähnlichen Engpaß wie im letzten 
Winter in der ärztlichen Versorgung bei einer 
möglichen neuen Grippewelle zu verhindern? 


78. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Zu- 
Meister sammenhang zwischen der zunehmenden Ver- 

breitung von sogenannten Antikonzeptions- 
mitteln und dem rückläufigen Bevölkerungs- 
wachstum sowie der ansteigenden Zahl der 
venerisch Kranken, und was gedenkt sie ge- 
gen diese bedenkliche Entwicklung zu tun? 


Gesdiäftsbereidie des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


79. Abgeordneter Unterstützt die Bundesregierung die von der 
Seefeld „Deutschen Verkehrs wacht e. V." auf dem 

IV. Verkehrs wachtkongreß getroffene Fest- 
stellung „Jeder achte Bundesbürger ist über 
65 Jahre alt und hat es schwer, sicher am Ver- 
kehr teilzunehmen. Fürsorge durch regel- 
mäßige Unterrichtung und Heranführung an 
das Verkehrsgeschehen sind erforderlich", 
und, wenn ja, wie gedenkt sie, die daraus 
resultierende und auf dem genannten Kon- 
greß erhobene Forderung nach ausreichenden 
Mitteln zum notwendigen Ausbau der Betreu- 
ungsarbeit zu erfüllen? 


80. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Untersuchungen 
Faller bekannt, die von der Schweiz im Hinblick auf 

die dort gültige 0,8 Promillegrenze durchge- 
führt wurden und die eindeutig ergeben haben 
sollen, daß diese Grenze richtig sei? 


81, Abgeordneter Gedenkt die Bxmdesregierung, diese Ergeb- 
Faller nisse bei ihren eigenen Überlegungen zu ver- 

werten und dem Deutschen Bundestag entspre- 
/ chende Vorschläge zu unterbreiten? 


14 



Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnidcsadie VI/ 1525 


82. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


83. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


84. Abgeordneter 

Spilleche 


85. Abgeordneter 
Spilledce 


86. Abgeordneter 

Orgaß 


87. Abgeordneter 

Orgaß 


88. Abgeordneter 
Dr. Schäfer 
(Tübingen) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
durch den gegenwärtigen Personalfehlbestand 
von — laut Pressemeldungen — 340 Fluglei- 
tern im Flugsicherungskontrolldienst der Bun- 
desanstalt für Flugsicherung die Flugsicher- 
heit über der Bundesrepublik Deutschland ge- 
fährdet und eine grundsätzliche Verbesserung 
der Flugsicherung nur durch eine Reform der 
Rechtsverhältnisse der Bediensteten der Bun- 
desanstalt für Flugsicherung und des Ausbil- 
dungssystems gewährleistet ist? 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu treffen, um einer weiteren Zu- 
nahme des Personalfehlbestandes im Flug- 
sicherungskontrolldienst der Bundesanstalt für 
Flugsicherung entgegenzuwirken? 

Ist die Bundesregierung bereit, die bereits auf 
dem Markt befindlichen Einbauaggregate zur 
Entgiftung von Autoabgasen im Hinblick auf 
die damit zu erzielenden Ergebnisse offiziell 
von einer Technischen Hochschule prüfen zu 
lassen und diese Resultate dem Hohen Hause 
mitzuteilen? 

Wäre die Bundesregierung bereit, bei einem 
guten Ergebnis der Meßwerte und bei erträg- 
lichen Kosten für Anschaffung und Einbau des 
Entgiftungsaggregates solche Entgiftungsag- 
gregate künftig zwingend gesetzlich vorzu- 
schreiben? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
einen Entwurf über das Mindestniveau für 
Fahrer im Güter- und Personenverkehr zum 
Zwecke der Berufsanerkennung für LKW- 
und Omnibusfahrer erstellt hat, und wie ist 
die Stellungnahme der Bundesregierung dazu? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür zu 
verwenden, daß außerdem auch die TcLxen- 
fahrer in eine solche Regelung einbezogen 
werden? 

Beabsichtigt die Bimdesregierung, für den 
Unfallkrankentransportdienst einheitliche Ruf- 
nummern einzuführen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers fttr 
Städtebau und Wohnungswesen 

89. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei den künftigen 
Dasdi Ausfühmngsbestimmungen über Miet- imd 

Lastenbeihilfen die Ausführungsbestimmun- 
gen so gestalten, daß Bauarbeiter Verdienst- 
bescheinigungen für ein volles Jahr und nicht 
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90. Abgeordneter 
Dr. Giulini 


91. Abgeordneter 
Dr. Giulini 


nur für ein halbes Jahr vorzulegen haben, 
da in der Regel diese Verdienstbesdieinigung 
für die Sommermonate eine andere Beurtei- 
lung ergibt als eine Gesamt] ahresbesdieini- 
gung, welche auch die verdienstschwächeren 
Wintermonate berücksichtigt? 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
zu verhindern, deiß bei der Bewilligung von 
öffentlichen Mitteln zum Bau und Erwerb eines 
Familienheimes die festgelegte Berechnungs- 
basis durch steigende Lohn- und Gehaltskosten 
usw. verzerrt wird und immer weniger Mög- 
lichkeiten offen läßt? 


Wäre die Bundesregierung evtl, bereit, die 
Berechnungsmodalitäten den Gegebenheiten 
evtl, jährlich neu anzupassen? 
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B. SdiriftUdie Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 
Dr. Jenninger Niederlanden noch immer deutsche Vermögen 

beschlagnahmt sind, und ist die Bundesregie- 
rung in der Lage, einen Termin für die Frei- 
gabe mitzuteilen? 

2. Abgeordneter Welche Entschädigung gedenkt die Bundes- 
Dr. Jenninger regierung den Betroffenen zu gewähren, falls 

die niederländische Regierung die Freigabe 
verweigert? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter Für wdlche Bereiche sind Hilfsmaßnahmen für 

Biediele das Katastrophengebiet in Ostpakistan beson- 

ders notwendig? 

4. Abgeordneter In welcher Weise (Bereiche und Kosten der 

Biediele Hilfsmaßnahmen) beteiligen sich die Bundes- 

regierung und die Hilfsorganisationen der 
Bundesrepublik Deutschland an diesen Hilfs- 
maßnahmen? 

5. Abgeordneter Wann hält die Bundesregierung den Zeitpunkt 

Meister für gekommen, das Lazarettschiff Helgoland 

aus Vietnam zurückzuziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


6. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die gegenwärtige 

Wuwer Entlohnung für ausreichend, um den Gefange- 

nen nach Verbüßung ihrer Strafe eine Wieder- 
eingliederung in die Gesellschaft ohne mate- 
rielle Not zu sichern? 

7. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, auf eine 

Wuwer Angleichimg des Arbeitslohnes der Gefange- 

nen an den ortsüblichen Lohn hinzuwirken? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


8. Abgeordneter Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, 

Dr. Schulze- die durch US-Panzer und zahlreiche Militär- 
Vorberg fahrzeuge auf einer Strecke von über 1,5 km 

zerstörte Verbindungsstraße von Rehweiler, 
Kreis Gerolzhofen, nach Dürrenbach, Kreis 
Scheinfeld, unverzüglich wiederherzustellen, 
da die betroffenen und umliegenden Gemein- 
den im Steigerwald besonders im Winter diese 
Straßenverbindung dringend benötigen? 

9. Abgeordneter Kann die Bundesregierimg verbindlich erklä- 

Dr. Häfele ren, daß sie nicht beabsichtigt, die Besteuerung 

der deutschen Grenzgänger künftig der 
Schweiz zu überlassen? 

10. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung darüber klar, daß 
Dr. Häfele eine Besteuerung der Grenzgänger durch die 

Schweiz den Bemühimgen entgegenwirken 
würde, den strukturschwachen deutsch-schwei- 
zerischen Grenzraum zu stärken? 


Gesdiäftsbereicii des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


11. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Forderungen 

Zebisch des Zentralverbands der Sozialrentner e. V. 

(Sitz Wermelskirchen, Rhld.) gemäß der Ent- 
schließimg vom 19. August 1970 bekannt, und 
wie stellt sie sich dazu, soweit die Forderun- 
gen nicht schon im Regierungsprogramm der 
Bundesregierung enthalten sind? 

12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in dem 

Mancher Bereich der freien Berufe Architekten, Rechts- 

anwälte, zum Teil Ärzte, Zahnärzte xmd Den- 
tisten durch das Nichtvorhandensein einer 
ausreichenden Altersversorgung große Not- 
stände vorliegen? 

13. Abgeordneter Ist zu erwarten, daß von der Bundesregierimg 

Mancher ein entsprechendes Rahmengesetz, das die 

Versorgung dieses Personenkreises sicher- 
stellt, in Bälde vorgelegt wird? 

14. Abgeordneter Für welche Aufgaben sollen unausgebildete 

Weigl bzw. fremdausgebildete Wehrdienstverweige- 

rer bei der Deutschen Bundespost und der 
Deutschen Bundesbahn eingesetzt werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

15. Abgeordneter Geht der Bundesminister der Verteidigung bei 

Zebisch der Anwendung der Richtlinien für die bevor- 

zugte Berücksichtigung von Anbietern aus dem 
Zonenrand- und Grenzgebiet nach dem Be- 
triebsstättenprinzip oder noch vom Firmen- 
sitzprinzip aus? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Sitz des 
von Thadden Europäischen Jugendwerkes nach Saarbrücken 

zu legen, das durch seine Grenzlage und seine 
Tradition in der Wahrnehmung von Aufgaben, 
die der Völkerverständigung dienen, hierfür 
besonders geeignet ist? 

17. Abgeordneter In welcher Höhe wird die Jugendorganisation 

Weigl der Deutschen Kommunistischen Partei, die 

SDAJ, über den Bundes] ugendring bzw, über 
die Landes-, Bezirks- und Kreisjugendringe 
aus Öffentlichen Mitteln gefördert? 

Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

18. Abgeordneter In welcher Weise hat das Bundesverkehrsmi- 
Dr. Beermann nisterium darauf eingewirkt bzw. wird es in 

Zukunft darauf einwirken, daß der Baustop 
für das durch Geesthacht verlaufende Teil- 
stück der B 5 (Flaschenhals Ziegenkrug) bald- 
möglichst aufgehoben wird, damit endlich die 
Unfallquote dort herabgesetzt und der nach 
Berlin laufende Verkehr nicht weiterhin be- 
hindert wird? 

19. Abgeordneter Warum ist nach Bau der Elbbrücke bei Geest- 

Dr. Beermann hacht kein Ausbau einer Anschluß s trecke an 

die B 5 erfolgt, und bis zu welchem Zeitpunkt 
gedenkt man diesen Mangel zu beheben? 

20. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 

Pieroth ungenügende Ausbau der B 41 zu erhöhter 

Gefährdung für die Verkehrsteilnehmer, dar- 
unter auch viele Schulkinder, führt, und ist 
die Bundesregierung bereit, die Bundesstraße 
41 deshalb vierspurig auszubauen? 

21. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Autobahn- 

Dr. Jahn Eckverbindung zwischen der HAFRABA (A 10) 

{Braunschweig) vom BAB-Dreieck Salzgitter bis zu der Auto- 
bahn Berlin — Köln (A 2) nordöstlich von 
Braunschweig mit einem Anschluß stück nach 
Wolfsburg, für die das Raumordnungsverfah- 
ren bereits eingeleitet ist, gemäß der wirt- 
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schaftlichen Bedeutung dieses Gebietes im 
Zone ngrenz raum in ihre Infrastrukturplanung 
aufzunehmen? 


22. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, warum die bisher in allen Übersichts- 
karten der Deutschen Bundesbahn vorgese- 
hene Elektrifizierung der Bundesbahnstrecke 
Hannover- — Braunschweig — Helmstedt, die 

nicht nur zu den bedeutendsten Ost-West- 
verbindungen, sondern auch zur stärksten 
Bahnverkehrsader des Industrie drei ecks 
Braunschweig — Salzgitter- — Wolfsburg gehört, 
im Verkehrsbericht 1970 nicht einmal mehr 
in der Planung aufgeführt ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


23. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bisher hinsicht- 
Pieroth lieh ihrer Versprechungen unternommen, den 

sozialen Wohnungsbau für alleinstehende 
Mütter mit unehelichen Kindern attraktiver 
zu machen und „Service-Häuser" für diese 
Mütter und ihre Kinder einzurichten, damit 
der berufliche Werdegang der ledigen Mütter 
erleichtert wird, und welche konkreten Schritte 
plant die Bundesregierung zur Verwirklichung 
dieser Vorhaben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


24. Abgeordnete Hat die Bundesregierung Vorschläge bereit 

Frau Dr. Walz bzw. sind ihr Vorschläge bekannt, wie das 

Defizit von 120 000 Studienplätzen zu beseiti- 
gen ist, das sich — vgl. die 5. Sitzung des Pla- 
nungsausschusses für den Hochschulbau am 
21. Oktober 1970 unter Vorsitz von Bundes- 
minister Leussink — ■ aus dem für 1975 zu 
erwartenden Mehrbedarf von 220 000 Studien- 
plätzen einerseits und dem Stand der geplan- 
ten Hodischulneugründungen mit einer Kapa- 
zität von insgesamt 100 000 neuen Studien- 
plätzen andererseits ergibt? 


25. Abgeordnete Wieviel der Mehraufwendungen für den Aus- 
Frau Dr. Walz bau und Neubau der Hochschulen wurden im 
Jahre 1970 bzw. werden voraussichtlich im 
Jahre 1971 durch Kostensteigerungen auf dem 
Baumarkt aufgezehrt, und wie hoch sind die 
Folgekosten, die den Ländern durch den ver- 
stärkten Ausbau des Hochschulbereichs in 
diesem Zeitraum entstehen? 


Bonn, den 4. Dezember 1970 
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